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zeitgleich mit extremen Verhältnissen 
in anderen Weltregionen –, taucht die 
Frage auf, wer in diesem Fall das Recht 
hat, die Einstrahlung zu verändern und 
um welchen Faktor: diejenigen, die unter 
Dürre leiden, oder die, die gerade mit 
Überschwemmungen zu kämpfen haben? 
Hinzu kommt, dass – selbst wenn diese 
Geoengineeringprojekte bei der Reduzie-
rung der Sonneneinstrahlung auf die Erde 
Erfolg hätten –, eine Situation geschaffen 
würde, die dauerhaft die Treibhausgas-
konzentration anwachsen ließe. Denn 
die Menschen würden in dem Vertrauen, 
dass die Ingenieure den Einfluss auf die 
Atmosphäre wieder ausgleichen, weiter 
Treibhausgase emittieren. Das wiederum 
bedeutet, dass die Eingriffe jedes Mal grö-
ßere Auswirkungen hätten – immer mit 
dem Risiko, dass aus irgendeinem Grund, 
sei er technisch, ökonomisch oder poli-
tisch, die Geoengineeringmaßnahmen sich 
verzögern oder fehlschlagen und dadurch 
die Atmosphäre einen plötzlichen Tem-
peraturanstieg mit katastrophalen Folgen 
erfährt. Darüber hinaus würde eine At-
mosphäre mit hoher CO2-Konzentration 
auch bei verminderter Sonneneinstrahlung 
die Versauerung der Meere beschleunigen 
und weitere unvorhersehbare Folgen für 
die terrestrischen Ökosysteme haben.

CO2-Speicherung will den Teufel mit 
dem Beelzebub austreiben

Die zweite Gruppe von Geoengineering-
maßnahmen, die Abscheidung und Spei-
cherung von CO2, birgt das Problem hoher 
Kosten und einer Technik, die sich noch 
im Versuchsstadium befindet – abgesehen 
davon, dass ein großer Teil des Kohlendi-
oxids an mobilen Quellen wie Fahrzeugen 
anfallen würde, was die Rückgewinnung 
schwierig macht. Schätzungen haben er-
geben, dass zum Abfangen des bereits aus-
gestoßenen CO2 nochmals so viele fossile 
Brennstoffe eingesetzt werden müssten, 
dass 30 Prozent zusätzliche Treibhausgase 
erzeugt würden. 

Doch das Hauptproblem besteht darin, 
einen Ort zu finden, wo das CO2 eingela-
gert werden kann, denn dabei muss garan-
tiert sein, dass das Gas nicht wieder austritt, 

weder durch Erdbewegungen noch durch 
die Reaktion mit der Umgebung, die etwa 
Risse verursachen oder bereits vorhandene 
verbreitern könnte. Bei einer Speicherung 
im Meeresboden kommt erschwerend 
hinzu, dass die Ozeane ohnehin schon 
übersäuert sind und sich im Meeresboden 
außerdem Lager von Methanhydrat be-
finden, das sich mit dem CO2 vermischen 
oder – was schlimmer wäre – austreten 
könnte.

Gilt für Sonne und Regen künftig das 
Recht des Stärkeren?

Bei der dritten Kategorie von Maßnahmen 
geht es darum, das Klima beziehungsweise 
das Wetter in einer bestimmten Region zu 
beeinflussen. Entsprechende Technologien 
werden schon seit einem halben Jahrhun-
dert getestet und auch angewandt. Dabei 
handelt es sich hauptsächlich um Geheim-
projekte, die militärischen Zwecken dienen 
sollen.

Unerwünschte Wetterverhältnisse zu 
verändern birgt allerdings die Gefahr, 
dass damit auch in anderen Regionen das 
Wetter beeinflusst wird. An einem Ort den 
Regen abzuschwächen bedeutet ihn woan-
ders zu verstärken, Regenfälle für die Be-
wohnerInnen in der einen Region künst-
lich zu erzeugen heißt anderen das Regen-
wasser zu entziehen, die Wegstrecke eines 
Wirbelsturms zu verändern heißt andere 
Gebiete in Gefahr zu bringen. Und wieder 
taucht die Frage auf: Wer hat das Recht, das 
Wetter zu seinen Gunsten zu beeinflussen, 
wenn dadurch andere auf negative Weise 
betroffen sind? Es mag schwer verständlich 
sein, sich solch ein Recht überhaupt anma-
ßen zu wollen, doch die Geschichte zeigt, 
dass dies meist die Stärkeren auf Kosten 
der Schwächeren tun.

Weniger Konsum, 
mehr globale Gerechtigkeit

Wer dem Klimawandel etwas entgegenset-
zen will, muss zuerst seine fundamentalen 
Ursachen verstehen. Hinter der zu hohen 
Konzentration von Treibhausgasen in 
der Atmosphäre stehen nicht nachhaltige 
Produktionsmengen und der ungezügelte 

Konsum von Gütern und Dienstleistungen 
von 20 Prozent der Menschheit auf Kos-
ten der übrigen 80 Prozent. Eine langfristig 
tragfähige Lösung muss deshalb auch bei 
der exzessiven Produktion und dem un-
gerechten Konsum ansetzen. Die starken 
Ökonomien müssen sowohl ihren eigenen 
Verbrauch verringern als auch die weniger 
bemittelten Weltregionen unterstützen, 
um dort ein würdevolles Leben zu ermög-
lichen und die Widerstandsfähigkeit gegen 
die Folgen des Klimawandels zu erhöhen. 
Das alles muss im Rahmen eines Über-
gangs in eine kohlenstofffreie Wirtschaft 

geschehen bei gleichzeitiger Entlastung 
der Ökosysteme, damit die Natur die Fol-
gen des Klimawandels abpuffern kann. 
Geoengineering mit all seinen vielfach 
noch unbekannten Risiken und Neben-
wirkungen taugt schon deshalb nicht als 
Lösung, weil es die Hauptursachen des 
Klimawandels, den Überkonsum und die 
Klimaungerechtigkeit, unangetastet lässt. 
Die klimatischen Veränderungen gefähr-
den aller Wahrscheinlichkeit nach die Zu-
kunft der gesamten Menschheit. Da hilft 
keine Symptombekämpfung. Dieses Übel 
gilt es an der Wurzel zu packen. 

Übersetzung aus dem Spanischen: Juliane Grüning. 

Der Ingenieur Dr. Ricardo Arnoldo Navarro Pineda 
ist Präsident von Friends of the Earth (Amigos de la 

Tierra) El Salvador. Er koordiniert die Agrokraftstoff-
kampagne von Friends of the Earth International. 

1995 erhielt er für sein Engagement für nachhaltige 
Entwicklung den Goldman-Umweltpreis.

Kontakt:  
Tel. +503 22131400,  

E-Mail:  
cesta@cesta-foe.org.sv,

www.cesta-foe.org.sv

 
„Der Kampf für die Umwelt ist ein Kampf für 
unser eigenes Überleben. Wir können es uns 
gar nicht leisten, uns nicht zu engagieren.“

Ricardo Navarro
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so viel Auto fahren wie wir, fährt morgen 
niemand mehr – weder in Europa noch 
in den aufstrebenden Ökonomien. Selbst 
ein Ein-Liter-Auto würde da nicht helfen, 
genauso wenig wie Fortschritte in der Spei-
chertechnik. Die Welt hat weder genug Öl 
noch genug Lithium für die Batterien der 
E-Cars – und schon gar nicht genug Stahl 
und noch viel weniger Platz. 

Emissionsarme Autos lösen nur eines 
von mehreren Problemen

Elektrische Antriebe können auch Chan-
cen bieten, aber es muss deutlich werden, 
in welchem Ausmaß. So könnten gerade 
in Ballungsräumen mithilfe von E-Cars 
Emissionen gesenkt werden. Aber auch die 
Effizienz des Ottomotors muss endlich in 
dem Maß gesteigert werden, wie es tech-
nisch bereits möglich ist. Die europäische 
Autoindustrie hat hier in den vergangenen 
zehn Jahren kläglich versagt. Statt auf spar-
samere Modelle haben die Konzerne auf 
schwere und große Spritschleudern gesetzt 
und ihre eigene Selbstverpflichtung, bis 
2008 den Flottendurchschnittsverbrauch 
auf 140 Gramm CO2 pro Kilometer zu 
senken, deutlich verfehlt. Das Umwelt-
bundesamt hat bereits vor zwei Jahren ein 
Vier-Personen-Auto aus serienfähigen 
Teilen gebaut, das nur 80 Gramm CO2 
pro Kilometer ausstößt. Mehr Effizienz 
ist also möglich und notwendig – doch sie 
wird nicht reichen, um unsere Automobi-
lität eins zu eins in eine klimafreundliche 
Zukunft zu retten. Und dabei geht es nicht 
allein um Emissionen.

Selbst wenn wir das Problem der Emis-
sionen in den Griff bekämen, hätten wir 
nämlich nur eines von fünf Problemen ge-
löst, die das Auto mit sich bringt. Gerade 
in dicht besiedelten Regionen zählen ers-
tens der gesundheitsschädliche Lärm dazu, 
zweitens die Unfälle, bei denen jedes Jahr 
in der EU fast 40.000 Menschen sterben – 
in fünf Jahren also so viel wie 2004 bei der 
Jahrhundertkatastrophe, dem verheeren-
den Tsunami. Drittens geben wir dem Au-
toverkehr immer mehr Raum, der dennoch 
nicht ausreicht: Staus sind ein Phänomen, 
das nach Berechnungen der EU-Kommis-
sion für den Verlust von einem Prozent des 

Bruttoinlandsprodukts verantwortlich ist. 
Außerdem hat sich Deutschland verpflich-
tet, ab 2020 pro Tag nur noch 30 Hektar 
unter Beton und Asphalt verschwinden 
zu lassen. Heute sind es noch 117 Hek-
tar pro Tag, was sich durch den Einsatz 
von E‑Autos nicht im Geringsten ändern 
würde. Viertens schließlich geht es um die 
Kosten. Auch wenn die regelmäßigen Seuf-
zer über Mineralölsteuer und sonstige Ab-
gaben anderes vermuten lassen: Jedes Auto 
wird pro Jahr mit 3.000 Euro von jedem 
Steuerzahler subventioniert, wenn neben 
den Folgekosten wie Mietminderung 
durch Lärm, Fassadenschäden an Gebäu-
den auch die Arbeitsausfall-, Invaliditäts- 
und Krankheitskosten miteingerechnet 
werden. Dabei sind noch nicht einmal die 
Klimakosten berücksichtigt. Es ist politisch 
legitim, Mobilität zu subventionieren, um 
sie allen zu ermöglichen. Es ist aber an-
gesichts der ökologischen und ökonomi-
schen Herausforderungen alles andere als 
verständlich, warum diese Subventionen 
gerade in den umweltschädlichsten und 
ineffizientesten Verkehrsträger investiert 
werden.

Verkehrsträger besser verzahnen

Vor welcher Herausforderung stehen wir 
also? Es geht darum, zwei Ziele miteinan-
der zu vereinbaren: unser Bedürfnis nach 
Mobilität mit dem Prinzip der Nachhal-
tigkeit. Die Politik macht unverständli-
cherweise einen großen Bogen um die 
Herausforderung des Verkehrs. Schon 
beim Kyoto-Protokoll blieb der Sektor 
außen vor. Paradoxerweise wurde ausge-
rechnet einer der umweltfreundlichsten 
Verkehrsträger, nämlich die Bahn, über 
den Emissionshandel an den Klimakosten 
beteiligt, während Straßen- und Luftver-
kehr verschont blieben. Der Flugverkehr 
wird in der EU jährlich mit mehr als 
30 Milliarden Euro subventioniert. Allein 
in Deutschland schlägt die Befreiung von 
der Kerosinsteuer und bei internationalen 
Tickets von der Mehrwertsteuer mit knapp 
zwölf Milliarden Euro pro Jahr zu Buche. 
Mobilität muss heute viel stärker durch die 
Verzahnung verschiedener Verkehrsträger 
gewährleistet werden. Ein Konzern, der 

dies verstanden hat, ist die Deutsche Bahn. 
Ihr Logo findet sich heute nicht mehr nur 
auf Zügen, sondern auch auf Lkws, Bus-
sen, Carsharingautos und Mietfahrrädern. 
Eine solche Mobilitätskette sollten auch die 
Autokonzerne anstreben. Dass sich unser 
Mobilitätsmix verändert, ist schon heute 
zu sehen: London und Stockholm haben 
per Citymaut das Auto de facto zum un-
erwünschten Objekt in ihren Innenstädten 
erklärt. Der Fahrradanteil steigt allerorten 
– in Berlin zum Beispiel hat er sich in den 
letzten zehn Jahren von sechs auf 14 Pro-
zent mehr als verdoppelt, in Kopenhagen 
stieg er in 20 Jahren auf das Vierfache. In 
deutschen Städten sind 90 Prozent aller 
Autofahrten kürzer als sechs Kilometer. 
Das sind Entfernungen, die bestens ge-
eignet sind, um auf Bus, Bahn, Rad und 
Zufußgehen umzusteigen.

In einem solchen Gesamtkonzept ist 
auch Platz für strombetriebene Fahrzeu-
ge. Das Europäische Parlament hat sich 
im Mai in einer Resolution ausdrücklich 
nicht nur für E-Cars, sondern für Elektro-
mobilität in einem breiteren Verständnis 
ausgesprochen: als alternativen Antrieb 
für Busse, Straßenbahnen und E-Bikes. 
Gerade in Ballungszentren können elek-
trische Antriebe einen Beitrag gegen die 
Luftverschmutzung leisten. Sie können 
auch Radfahren in hügeligen Städten at-
traktiver machen und wegen der höheren 
Geschwindigkeit den Entfernungsradius 
vergrößern. Aber auch für das Auto gibt es 
in diesem Szenario eine Zukunft: auf dem 
Land, für Taxis und Carsharing. Allerdings 
muss seine Bedeutung für unsere Mobili-
tät sehr stark abnehmen, wenn wir nicht 
die Fahrt in den globalen Verkehrskollaps 
riskieren wollen. 

Der Verkehrsexperte Michael Cramer ist Mitglied des 
Europäischen Parlaments und verkehrspolitischer 

Sprecher der Grünen-Fraktion. Er lebt in Berlin und 
Brüssel.

Kontakt:
Tel. +32 (0)2 / 28-45779, 
E-Mail: michael.cramer@

europarl.europa.eu,
www.michael-cramer.eu
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Vergessene Obstbäume an Landstraßen oder in verlassenen Gärten werden oft nicht abgeerntet. Die Initiative mundraub.org 
ermöglicht es, sie zu kartieren. Wo scheinbar herrenlose Bäume jemandem gehören, überzeugt sie die Eigentümer davon, die 
Bäume sichtbar zur Ernte freizugeben. Dem Nachhaltigkeitsrat war das einen Preis wert, berichtet Initiator Kai Gildhorn.

„Bei der Vielfalt an Äpfeln in Deutschland kann man sich so richtig durch die Landschaft essen“

umwelt aktuell: Herr Gildhorn, welche Früchte 
haben gerade Saison?
Kai Gildhorn: Es sind noch nicht die Obstbäume, son-
dern wir haben Bärlauch gesammelt, auch Holunder-
blüten und Waldmeister. Bald sind die Süßkirschen 
reif, dann kommen die Himbeeren und im August die 
Sommeräpfel. Die richtige Mundräubersaison fängt 
erst im September, Oktober an.

Wo schmeckt es am besten?
Draußen! Ich empfehle, draußen in der Wildnis zu 
pflücken, nicht unbedingt Plantagenäpfel, die stan-
dardisiert sind. Wir haben eine totale Vielfalt an Äp-
feln, schätzungsweise zwischen 700 und 1.000 Sorten 
in Deutschland. Da kann man sich so richtig durch die 
Landschaft essen.

Wer hatte die Idee zur Gründung der Initiative?
Meine Mitstreiterin Katharina Frosch und ich waren 
letztes Jahr im August in Sachsen-Anhalt paddeln 
und hatten Äpfel mit, wahrscheinlich aus Südame-
rika. Dabei war in der Region alles voll, es hing wirk-
lich bis in den Fluss rein: Mirabellenbäume waren 
das und auch Sommeräpfel. Da kam Katharina die 
Idee, das auf einer Karte im Internet darzustellen. 
Von ihr stammt auch der Vorschlag für den Namen: 
Mundraub. Als wir Ende 2009 den Preis vom Rat für 
Nachhaltige Entwicklung bekamen, haben wir zwei 
Programmierer mit ins Boot geholt, die mit uns die 
Webseite professionell umgesetzt haben. 

Wofür gab es den Nachhaltigkeitspreis?
Ich glaube, der Rat fand diesen Begriff Mundraub 
charmant und die Idee, Ressourcen, die sowieso zur 
Verfügung stehen und die keiner mehr nutzt, wieder 
in Nutzung zu bringen. Und das sogar umsonst und 
regional, das fanden die gut. 

Mundraub – was bedeutet das?
Jeder Mensch hat das Recht zu essen und satt zu wer-
den. Wenn wir einmal ganz weit zurückdenken in die 
Jäger- und Sammlergesellschaften: Da gab es keine 
Zäune, es gab die Natur und es gab auch Regeln, wie 
viel man nutzen durfte. Nämlich so viel, dass nichts 
übernutzt wird und man anderen nichts wegnimmt. 

Aber es war die Möglichkeit da, dass man sich Lebens-
mittel aus der Landschaft holt. Es tut auch keinem 
weh, wenn man was Kleines mundräubert. 

Also soll jeder sich nehmen können, was er will? 
Wenn etwas eingezäunt ist, wenn ganz klar Privat-
grund, Privatrechte verletzt werden, indem jemand 
über einen Plantagenzaun klettert und dann die Äpfel 
erntet, das ist kein Mundraub mehr. 

Überprüfen Sie, wenn jemand etwas auf die 
Webseite stellt, ob das tatsächlich „herrenlose 
Bäume“ sind?
Ansatzweise. Im Moment ist es so: Die Leute kön-
nen etwas eintragen und geben dann Kommentare 
dazu, zum Beispiel „freie Wiese“ oder „Allee“ oder 
„hier erntet das ganze Dorf“. Dann zoomen wir das 
ran und schauen, ob da ein Zaun steht oder die Wiese 
gemäht ist. Mit Google Maps geht das ganz gut. Aber 
wir können das nicht genau prüfen. Der Idealfall ist 
natürlich, wenn die Leute auch wirklich sagen, das 
Ding ist frei, es gehört dieser Gemeinde oder jener 
Privatperson und ich habe mir das Einverständnis 
geholt. Wir prüfen das, so gut es geht.

Gab es schon Probleme? 
Ja, da ging es um Bärlauch in Potsdam. Es fand ein 
Feedback statt zwischen demjenigen, der den Stand-
ort eingestellt hat, und jemandem, der befürchtete, 
er werde übernutzt. Daraufhin wurde der Eintrag 
wieder herausgenommen. Das ist auch eines unserer 
Ziele: Leute zu animieren, auf ihre Ressourcen aufzu-
passen, bewusst damit umzugehen und sie auch zu 
schützen. Aus Schwaben schrieb uns eine Frau: „Ich 
möchte nicht, dass meine Streuobstwiese bei euch 
erscheint, auch wenn ich sie nicht nutze.“ Wir rech-
nen damit, dass wir im Herbst, dem Höhepunkt der 
Erntezeit, auch Beschwerden bekommen. 

Wer nutzt das Angebot?
Es tragen Leute ein, die ihre Umgebung kennen. Ich 
glaube, die Landbevölkerung pflückt sowieso; das ist 
eher was für Städter, die am Wochenende mal raus-
fahren. Die Nachfrage kommt wahrscheinlich eher 
aus dem jüngeren, urbanen Bereich. 

Wie viele Besucher hat Ihre Webseite im 
Schnitt?
Das schwankt. Wir haben immer etwa 100 pro 
Tag. Wenn mal über uns berichtet wird, dann sind 
es plötzlich 300 bis 400. Insgesamt hatten wir bis-
her gut 10.000 Besucher, darunter natürlich einige 
Wiederholungstäter. Wir hoffen, dass sich die treuen 
Mundräuber auch dahingehend engagieren, dass 
man eine Kontrolle vor Ort über die Mundräuberstel-
len hat. Damit es wirklich nicht zu Zerstörungen oder 
Landfriedensbruch kommt. 

Es gibt vergleichbare Seiten in den USA und Ka-
nada – waren die Vorbild für Sie?
Das ist wirklich lustig. Die Seite in den USA ist unge-
fähr zur gleichen Zeit entstanden wie unsere, aber 
ohne dass wir voneinander wussten. Der Bruder unse-
res Programmierers hat die Seite in Kanada ins Leben 
gerufen, ebenfalls zur gleichen Zeit, aber ohne dass 
die Brüder voneinander wussten. Es scheint eine Art 
kollektives Bewusstsein zu geben! 

Welche weiteren Ziele haben Sie?
In der Zukunft soll es eine Kennzeichnung der frei-
gegebenen Bäume geben – gerade auf Privatgrund-
stücken. Auf einer Banderole könnte dann stehen: 
„Dieser Baum gehört der Gemeinde XY, die Bande-
role wurde gesponsert vom Café XY. Ihr dürft ernten, 
aber bitte nichts abbrechen, und gern danach noch 
ins Café kommen.“ Sodass man dann wieder eine 
Wertschöpfung hat. 

[Interview: Marion Busch und Zoé Thio]

Der Umweltingenieur, Weltenbummler und 
Reisebuchautor Kai Gildhorn betreibt die 

Internetplattform mundraub.org. Er lebt in 
Berlin.

Kontakt: 
Tel. +49 (0)30 / 

81706443, E-Mail:  
kai@mundraub.org,  

www.mundraub.org




































